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Die Dekarbonisierung der Schwellenländer gelingt nur mit der fi nanziellen und technischen Unterstützung der 
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ZITAT

„Die Pariser Klimaziele können nur erreicht werden, wenn die Industrie in allen Teilen 

der Welt dekarbonisiert wird. Industrieländer müssen Schwellen- und Entwicklungs-

länder fi nanziell unterstützen, damit dies auch gelingt.“

— Catherine Marchewitz —

AUF EINEN BLICK

Klimakooperation mit Schwellenländern vertiefen: 
 CO2-Diff erenzverträge leisten wichtigen Beitrag
Von Heiner von Lüpke, Catherine Marchewitz, Karsten Neuhoff, Charlotte Aebischer und Mats Kröger

• Dekarbonisierung der Industrie und Erreichen der Klimaziele nur möglich, wenn Industriestaaten 
und Schwellenländer kooperieren

• Vor allem in Schwellenländern fehlen technische Kapazitäten und Finanzmittel für grüne 
Investitionen

•  CO2-Differenzverträge (Carbon Contracts for Difference )  können Investitionen in  klimaneutrale 
Produktionsprozesse in Schwellenländern ab sichern  und damit attraktiver machen

• Expertenbefragungen verdeutlichen, dass für eine erfolgreiche Kooperation politischer Dialog, 
Vertrauen und ein gemeinsames Verständnis von Industrieklimapolitik notwendig sind
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ABSTRACT

Um emissionsintensive Industriesektoren zu dekarbonisieren 

und die Erderwärmung auf maximal 1,5 Grad zu begrenzen, 

müssen Industriestaaten und Schwellenländer kooperieren. 

Deutschland und die übrigen Staaten der G7 haben sich 

dazu verpflichtet, die Schwellen- und Entwicklungsländer 

bei ihren Klimaschutzanstrengungen durch internationale 

Klimafinanzierung zu unterstützen. Allerdings ist offen, wie die 

Umsetzung gelingen kann. Aktuell werden diverse Klima-

kooperationsinitiativen wie Klimaclubs, Klimapartnerschaften 

und Allianzen diskutiert, die eine Grundlage für Klimafinanzie-

rung bieten können. Für Industriestaaten und Schwellenländer 

bestehen jedoch nicht dieselben Anreize, derartige Koopera-

tionen einzugehen. Im Zentrum des Diskurses über internatio-

nale Klimakooperation in Form von Klimaclubs stehen aktuell 

CO2-Preise, ein CO2-Grenzausgleich sowie Anreize für eine 

Mitgliedschaft und Sanktionen bei Nichterfüllung der selbst-

gesteckten Regeln. Eine finanziell-technische Unterstützung 

der Schwellenländer als wichtige klimapolitische Partner wird 

in den Debatten bislang nicht ausreichend diskutiert. Aufbau-

end auf Befragungen von VertreterInnen des Stahlsektors, 

des Finanzsektors, internationaler Organisationen und Think 

Tanks sowohl der Europäischen Union als auch von Schwel-

lenländern analysiert dieser Beitrag bestehende Lücken in 

der Zusammenarbeit. Zudem wird erörtert, wie internationale 

CO2-Differenzverträge (Carbon Contracts for Difference – 

CCfD) als Finanzierungsinstrument dabei die Dekarbonisie-

rung der Stahlindustrie durch gemeinschaftliche Deckung der 

entstehenden Mehrkosten durch Geber- und Empfängerlän-

der unterstützen können.

Um das 1,5-Grad-Ziel des Pariser Klimaabkommens zu errei-
chen und die globale Dekarbonisierung voranzutreiben, 
unterstützt Deutschland Schwellen- und Entwicklungslän-
der dabei, den Ausstieg aus Kohle, Öl und Gas voranzutrei-
ben.1,2 Trotz Ankündigungen der Bundesregierung, die Kli-
mafinanzierung um 126 Millionen Euro zu erhöhen,3 fällt 
der Beitrag für die Dekarbonisierung immer noch zu nied-
rig aus, vor allem im Industriesektor mit sieben Milliarden 
US-Dollar weltweit.4 Unterstützung wurde dieses Jahr auch 
im Rahmen diverser Kommuniqués der G7 unter deutschem 
Vorsitz angekündigt: So etwa mit der Clean Energy Ministe-
rial Industrial Deep Decarbonisation Initiative (IDDI),5 die 
die Nachfrage nach kohlenstoffarmen Produkten fördern 
soll, der G7 Berlin Roadmap on Resource Efficiency and Cir-
cular Economy6 zum Ausbau der Kreislaufwirtschaft und 
dem Vorschlag zur Gründung eines Klimaclubs als Zusam-
menschluss von Staaten mit ähnlich ambitionierten Klima-
zielen „zur Unterstützung der wirksamen Umsetzung des 
Übereinkommens von Paris durch eine Beschleunigung 
von Klimaschutzmaßnahmen und ambitioniertere Zielset-
zung mit besonderem Schwerpunkt auf der Industrie.“7 
Die zahlreichen Initiativen sind mit Blick auf die Frage, wie 
Industrie- und Schwellenländer beim globalen Klimaschutz 
zusammenarbeiten können und welche Instrumente hilf-
reich wären, aber noch sehr unkonkret.

In diesem Wochenbericht wird das Zusammenspiel von 
Politikinstrumenten am Beispiel des Stahlsektors von 
Schwellenländern und Europa betrachtet. Ausgehend von 
der Bedeutung, die in anderen Sektoren der Absicherung 

1 Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (2022): Die G7-Route zur grünen Industrie. 

Schlaglichter der Wirtschaftspolitik. Monatsbericht 08 (online verfügbar).

2 Andererseits wird seitens der Schwellenländer durchaus die Ambivalenz der europäischen 

und deutschen Energiepolitik bemerkt, die Gas als nachhaltig einstuft.

3 Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) vom 

08. Juli 2022: Habeck: „Mehr denn je, kommt es jetzt auf die globale Energiewende an“ (online 

 verfügbar).

4 Climate Policy Initiative (2022): Global Landscape of Climate Finance 2021 (online verfügbar).

5 Siehe Kommuniqué der G7 zur industriellen Dekarbonisierungsagenda.

6 Siehe Kommuniqué der G7 zur Berliner Roadmap für Ressourceneffizienz und Kreislauf-

wirtschaft.

7 Siehe G7-Erklärung zum Klimaclub.

Klimakooperation mit Schwellenländern 
vertiefen: CO2-Differenzverträge leisten 
wichtigen Beitrag
Von Heiner von Lüpke, Catherine Marchewitz, Karsten Neuhoff, Charlotte Aebischer und Mats Kröger
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https://www.g7germany.de/resource/blob/974430/2044354/c43d64ba810dd65984fddcd18fd6323b/2022-05-27-3-g7-berlin-road-map-data.pdf?download=1
https://www.g7germany.de/resource/blob/974430/2057898/17914a4ac1df981dde525263a09b4f8e/2022-06-28-klimaclub-data.pdf?download=1
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regulatorischer Risiken für Investitionen beigemessen wird, 
erkunden wir dabei für den Stahlsektor, welchen Beitrag 
CO2-Differenzverträge als Finanzierungsinstrumente leis-
ten können.

Schwellenländer sind wichtig für das Erreichen 
der Klimaziele

Wie komplex eine Zusammenarbeit zwischen Industrie- und 
Schwellenländern beim globalen Klimaschutz sein kann, 
lässt sich am Stahlsektor gut verdeutlichen. 2020 wurden 
global 1,19 Milliarden Tonnen Stahl produziert. Allerdings 
ist dies unter den jetzigen politischen und technologischen 
Rahmenbedingungen nicht vereinbar mit der Einhaltung 
der Ziele des Pariser Klimaabkommens.8 So verursacht der 
Stahlsektor bereits heute circa acht Prozent der globalen 
CO2-Emissionen.9

Zwar hat mittlerweile eine erhebliche Anzahl an Staaten 
Absichtserklärungen zur Dekarbonisierung des Stahlsek-
tors gemacht, doch in der Umsetzung bestehen große Unter-
schiede zwischen Industriestaaten, insbesondere der EU und 
Schwellen- und Entwicklungsländern. Tatsächlich befinden 
sich mehr als 60 Prozent der derzeit laufenden Projekte für 
die Produktion kohlenstoffarmen Stahls in der EU, wäh-
rend der Großteil der Nachfrage zukünftig jedoch insbeson-
dere aus Ländern und Regionen außerhalb der EU kommen 
wird (Abbildung 1).10 Neben dem unzureichenden Zugang 
zu Finanzmitteln und Technologien in Schwellen- und Ent-
wicklungsländern lässt sich diese Diskrepanz dadurch erklä-
ren, dass die Dekarbonisierung der Industrie dort keine kli-
mapolitische Priorität hat.11 Dies zeigt sich unter anderem 
auch in dem unterschiedlichen Umfang an Maßnahmen 
zur Dekarbonisierung des Stahlsektors, wie sie in den Lang-
friststrategien sowie den nationalen Klimaschutzbeiträgen 
(Nationally Determined Contributions – NDCs)12 der Län-
der beschrieben werden.13

Die Einhaltung des Pariser Abkommens kann jedoch nur 
dann gelingen, wenn der Stahlsektor weltweit und als Gan-
zes dekarbonisiert wird. Schwellen- und Entwicklungslän-
der müssen hierfür die entsprechende Unterstützung von 
Industrieländern erhalten, auf die sie angesichts der knap-
pen nationalen Finanzierungsmöglichkeiten angewiesen 
sind. Die Lücke zwischen der tatsächlichen Klimafinanzie-
rung und dem Bedarf ist immens (Abbildung 2).

8 IEA, Direct CO2 intensity of steel production in the Net Zero Scenario, 2018–2030, IEA, Paris 

( online verfügbar).

9 International Energy Agency (IEA) (2021). World Energy Outlook 2021 (online verfügbar).

10 Valentin Vogl et al. (2021): Green Steel Tracker, Version 11/2021 (Datensatz) (online verfügbar).

11 Timo Gerres et al. (2021): Green steel production: How G7 countries can help change the global 

landscape. LeadIT (online verfügbar).

12 National festgelegte Beiträge (NDCs) sind das Herzstück des Pariser Abkommens und der 

 Erreichung der langfristigen Ziele. Die NDCs verkörpern die Bemühungen jedes Landes zur Redu-

zierung der nationalen Emissionen und zur Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels 

(Pariser Abkommen, Artikel 4). Siehe dazu auch UNCC (online verfügbar).

13 Eigene Recherchen der Autoren auf der Grundlage von UNFCCC Long-term strategies portal 

(online verfügbar) und NDC Registry (online verfügbar).

Darüber hinaus ist der Stahlsektor wie kaum ein ande-
rer durch internationalen Handel gekennzeichnet. Bei der 
Gestaltung der regulatorischen Rahmenbedingungen in den 
einzelnen Staaten sollte deshalb auch die Wirkung auf andere 
Regionen mitberücksichtigt werden.14 Die unterschiedlichen 
Ausgangsvoraussetzungen einzelner Länder verkomplizie-
ren hier zwar ein einheitliches Vorgehen, bieten jedoch auch 
Möglichkeiten, die verschiedenen natürlichen Ressourcen 
zu nutzen. So wurde etwa vorgeschlagen, dass Südafrika die 
heimischen Wind- und Solarpotenziale nutzt, um klima-
neutrales Eisen herzustellen und dieses dann für die Pro-
duktion von grünem Stahl etwa in Europa zu exportieren.15 
Ob und für welche Grundstoffe eine derartige Verlagerung 
der Primärproduktion wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tisch gewünscht ist, sollte bei der Ausgestaltung der Maß-
nahmen berücksichtigt werden. Alternativ könnte sich die 
Zusammenarbeit darauf fokussieren, in Entwicklungs- und 
Schwellenländern den Übergang zu klimaneutralen Pro-
duktionsprozessen für die dortige Nutzung von Grundstof-
fen zu unterstützen.

Aus der Unterzeichnung der „Glasgow Breakthrough Initiati-
ven“16 im Zuge der UN-Klimakonferenz COP26 geht hervor, 
dass prinzipiell eine Bereitschaft zur Kooperation besteht: 
Mehr als 42 Länder haben sich bereit erklärt, nahezu voll-
ständig klimaneutralen Stahl herzustellen und zu handeln. 
Wie genau diese Kooperation aussehen soll und welche In-
strumente und Faktoren sie vorantreiben sollen, ist jedoch 
weitgehend unklar. Auch bleibt offen, wie die teils erhebli-
chen Mehrkosten gegenüber konventionellen Prozessen in 
den Ländern selbst gedeckt werden können.

Unterschiedliche Kooperationsanreize für 
Schwellenländer und Industriestaaten

Die Anreize für Industriestaaten und Entwicklungs- und 
Schwellenländer, Initiativen wie Klimaclubs, sektorale Alli-
anzen wie Glasgow-Breakthrough-Initiativen oder Klimapart-
nerschaften einzugehen, unterscheiden sich grundlegend.17 
Dies ist nicht zuletzt auf die verschiedenen Ausgangsvoraus-
setzungen für die Energiewende zurückzuführen, die sich 
wiederum auch auf die Dekarbonisierung der Stahlindus-
trie auswirken. Schwellenländer stehen vor der Herausfor-
derung, einerseits die steigende Elektrizitätsnachfrage zu 
bedienen und andererseits den Strom- und Industriesektor 

14 BMWK (2022): Die G7-Route zur grünen Industrie. Schlaglichter der Wirtschaftspolitik. Monats-

bericht 08/2022 (online verfügbar). Peng Wang et al. (2021). Efficiency stagnation in global steel 

production urges joint supply- and demand-side mitigation efforts. Nature Communications, 12 

(2066) (online verfügbar).

15 Siehe z. B. Hilton Trollip, Bryce McCall und Chris Bataille (2022): How green primary iron pro-

duction in South Africa could help global decarbonization. Climate Policy, 22:2, 236–247 (online 

 verfügbar).

16 Durch die Glasgow Breakthroughs haben sich die unterzeichnenden Länder zusammen-

geschlossen, um die Dekarbonisierung des Stahl-, Energie-, Landwirtschafts-, Wasserstoff- und 

 Verkehrssektors voranzutreiben.

17 Für einen detaillierteren Vergleich der drei Formen von Initiativen Klimaclubs, sektorspezi-

fische Allianzen, und Klimapartnerschaften siehe auch: Heiner von Lüpke, Karsten Neuhoff und 

Catherine Marchewitz (2022): Bridges over troubled waters: Climate clubs, alliances and partner-

ships as safeguards for effective international cooperation? Politikberatung kompakt 179/2022, 

DIW Berlin (online verfügbar).

https://www.iea.org/data-and-statistics/charts/direct-co2-intensity-of-steel-production-in-the-net-zero-scenario-2018-2030
https://iea.blob.core.windows.net/assets/88dec0c7-3a11-4d3b-99dc-
https://www.industrytransition.org/green-steel-tracker/
https://www.industrytransition.org/insights/g7-green-steel-production/
https://unfccc.int/process-and-meetings/the-paris-agreement/nationally-determined-contributions-ndcs/nationally-determined-contributions-ndcs
https://unfccc.int/process/the-paris-agreement/long-term-strategies
https://unfccc.int/NDCREG
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2022/08/04-im-fokus.html
https://doi.org/10.1038/s41467-021-22245-6
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/14693062.2021.2024123
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/14693062.2021.2024123
https://www.diw.de/de/diw_01.c.841489.de/publikationen/politikberatung_kompakt/2022_0179/klimaclubs_oder_klimapartnerschaften__wie_eine_effektive_klimakooperation_mit_drittstaaten_gelingen_kann__policy_brief.html 
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dekarbonisieren zu müssen.18 Neben Klimaschutz und 
Armutsbekämpfung stehen für Entwicklungs- und Schwel-
lenländer zudem die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit 
und Anschlussfähigkeit bei Technologien und Energieeffi-
zienz im Stahlsektor im Vordergrund. Potenzielle Koopera-
tionen sollen daher auch wirtschaftliche Vorteile bringen, 
schwindende Einnahmen ausgleichen sowie neue Arbeits-
plätze schaffen.19

Für Industriestaaten steht hingegen neben den Verpflichtun-
gen zum globalen Klimaschutz insbesondere die finanzielle 
Unterstützung von Schwellen- und Entwicklungsländern, 

18 Shoibal Chakravarty und Massimo Tavoni (2013). Energy poverty alleviation and climate 

change mitigation: Is there a trade off?.Energy Economics, 40 (1), 67–73.

19 Hilton Trollip, Bryce McCall und Chris Bataille (2022). How green primary iron production in 

South Africa could help global decarbonization, Climate Policy, 22:2, 236–247 (online verfügbar).

geregelt in Artikel 9 des Pariser Abkommens, im Vorder-
grund.20

Verlagerungen von Emissionen ins Ausland 
müssen vermieden werden – CO2-Grenzausgleich 
in jetziger Form greift zu kurz

Wenn CO2-Preise wie in der EU eine zentrale Rolle spielen 
sollen, um eine Transition zur Klimaneutralität zu unterstüt-
zen, besteht das Risiko, dass dies zu einer Verlagerung von 
Produktionsstätten führt (Leakage-Effekt). Daher soll mit 
einem CO2-Grenzausgleich, der auch Importe mit einem 
vergleichbaren CO2-Preis belegt, das Risiko der Verlage-
rung reduziert werden. Die EU-Kommission schlägt vor, 
dass Importeure von Stahlprodukten, Zement und Dünge-
mitteln nachweisen müssen, welche Emissionen bei der 
Produktion angefallen sind. Für diese Emissionen müssen 
sie dann – analog zu den europäischen Grundstoffherstel-
lern – CO2-Zertifikate einreichen.

Der hohe administrative Aufwand beim Nachweis pro-
duktspezifischer Emissionen führt aber dazu, dass die 
CO2-Mehrkosten bei Importen nicht für die Grundchemie 
und nicht für komplexere Produkte erhoben werden.21 Somit 
besteht weiterhin das Risiko der Verlagerung von Produk-
tion und Emissionen ins Ausland.

Trotz dieser Schwachstelle wird ein CO2-Grenzausgleich 
basierend auf den Emissionen und der Differenz zu den 
CO2-Preisen in Drittstaaten vorgeschlagen, um Anreize für 
die Umsetzung von CO2-Preisen und Emissionsminderun-
gen im Industriebereich  bei Partnerländern zu setzen. Aller-
dings ergibt sich aus Befragungen von VertreterInnen des 
Stahlsektors, aus Politik und internationalen Organisationen, 
dass damit oftmals statt Kooperationsbereitschaft politischer 
Gegenwind erzeugt wird. Zugleich reichen diese Anreize 
nicht aus, um Investitionen in klimaneutrale Technologien 
in Drittstaaten zu fördern. Vielmehr ist zu befürchten, dass 
die weitere Verschiebung der Einführung von effektiven 
CO2-Preisen insgesamt zu einer zeitlichen Verzögerung der 
Transition zur Klimaneutralität führt.22

Deswegen sollte ein CO2-Grenzausgleich darauf fokussiert 
sein, Anreize für klimaneutrale Produktion, Wahl, Nutzung 
und Recycling von Grundstoffen innerhalb der EU zu set-
zen – auch wenn dann vorerst keine Anreize für Emissions-
minderungen oder CO2-Bepreisung in Drittstaaten entste-
hen. Dies wäre mit einem pauschalen Klimabeitrag möglich, 
der ergänzend zum EU-Emissionshandel pro Tonne Grund-
stoff, zum Beispiel Stahl, erhoben wird. Erfasst werden dann 
auch Importe entlang der Wertschöpfungskette, während bei 

20 Artikel 9 des Pariser Abkommens schreibt fest, dass Industrieländer finanzielle Mittel für die 

Unterstützung der Entwicklungs- und Schwellenländer beim Klimaschutz bereitstellen (online ver-

fügbar).

21 Karsten Neuhoff et al. (2022): Addressing export concerns in the CBAM file. Policy Brief. 

 Climate Strategies (online verfügbar).

22 Für eine Darstellung der Reformmöglichkeiten des CBAM und einen Instrumentenmix für die 

europäische Industriedekarbonisierung siehe auch: Karsten Neuhoff et al. (2021): Closing the Green 

Deal for Industry. Position Paper. Climate Strategies (online verfügbar).

Abbildung 1

Anzahl der Projekte für kohlenstoffarmen Stahl für 
verschiedene Regionen/Länder
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mensberichten geschätzt. Es wurden vier Innovationsstufen berücksichtigt: F&E-Partnerschaft, Pilotprojekt, Demons-
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mit einer bestimmten Kapazität von einem Unternehmen als Pilotanlage und von einem anderen als Demoanlage 
bezeichnet werden kann (analog für Demo/Vollmaßstab).

Quelle: Valentin Vogl et al., Green Steel Tracker, Version 06/2022, Stockholm, Dataset (online verfügbar).
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Der Großteil der derzeit laufenden Projekte für die Produktion von kohlenstoffarmen 
Stahl befindet sich in der EU..
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https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwiVl-n18YL6AhVXPewKHdayDcYQFnoECAcQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.bmuv.de%2Ffileadmin%2FDaten_BMU%2FDownload_PDF%2FKlimaschutz%2Fparis_abkommen_bf.pdf%3Fadb_sid%3D3f2fa233-444b-4e87-a5c4-0277499c4be4&usg=AOvVaw0Pqt7tHEQj46YHZY26TsQx
https://climatestrategies.org/publication/addressing-export-concerns-in-the-cbam-file/
https://climatestrategies.org/publication/closing-the-green-deal-for-industry/
http://www.industrytransition.org/green-steel-tracker
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Exporten der Klimabeitrag erlassen wird. So kann sicherge-
stellt werden, dass der CO2-Preis alle notwendigen Anreize 
für die Transition zur Klimaneutralität erzeugt. Zugleich 
können CO2-Emissionszertfikate kostenlos an Grundstoff-
hersteller vergeben werden, wenn sie eine Transitionsstra-
tegie zur Klimaneutralität umsetzen. So kann zugleich ver-
mieden werden, dass Carbon Leakage entsteht. Mit einem 
Teil der Erlöse von jährlich rund 35 Milliarden Euro (bei 
60 Euro/Tonne CO2)23, können dann Entwicklungsländer bei 
der Transition zur Klimaneutralität unterstützt werden. Die 
Diskussion um den CO2-Grenzausgleich verdeutlicht aber 
auch, dass derzeit international anwendbare und wirksame 
Instrumente zur Unterstützung der Dekarbonisierung im 
Stahlsektor fehlen.

CO2-Differenzverträge in der Industrie als 
Schlüssel zu effektiven Klimapartnerschaften 
und Klimaclubs

Angesichts der benötigten Investitionsvolumina und Mehr-
kosten wird die Dekarbonisierung der Stahlindustrie in 
Schwellen- und Entwicklungsländern nur erfolgreich ini-
tiiert werden, wenn Industrienationen geeignete Finanzie-
rungsmechanismen und -mittel beitragen. Laut einer Berech-
nung der Mission Possible Partnership24 werden bis 2050 
zusätzliche 200 Milliarden US-Dollar an Investitionsmit-
teln benötigt, damit die Transition im Stahlsektor gelingt. 
Als Finanzierungsinstrumente können CO2-Differenzver-
träge einen Beitrag leisten, die zwischen einem Staat und 
kommerziellen Unternehmen geschlossen werden. Es wird 
ein CO2-Ausgangspreis (in Euro/Tonne CO2-Äquivalent) 
für einen bestimmten Zeitraum vereinbart. Liegt der tat-
sächliche variable Referenzpreis in jedem Jahr dieses Zeit-
raums unter dem vertraglich vereinbarten Preis, zahlt der 
Staat dem Unternehmen die Differenz zwischen dem Aus-
gangs- und dem Referenzpreis (zum Beispiel dem realisier-
ten Durchschnittspreis für EU-Emissionshandelszertifikate). 
Liegt der tatsächliche Referenzpreis über dem vereinbarten 
Vertragspreis, entschädigt das Unternehmen den Staat für 
die Differenz. CO2-Differenzverträge wurden als risikomin-
derndes Instrument für klimaneutrale Investitionen in der 
Schwerindustrie in Industrieländern vorgeschlagen. Sie sind 
aktuell in mehreren EU-Ländern in der Umsetzungsphase. 
So sichern CO2-Differenzverträge die Unsicherheiten der 
zukünftigen CO2-Preisentwicklung ab und helfen, die zusätz-
lichen Kosten (Transformationskosten) zu decken, die bei 
der Umstellung der Produktion von konventionellen, koh-
lenstoffintensiven Technologien auf kohlenstoffarme bezie-
hungsweise kohlenstoffneutrale Technologien entstehen.25 

23 Jan Stede et al. (2021): Carbon pricing of basic materials: Incentives and risks for the value 

chain and consumers.Ecological Economics (online verfügbar).

24 Die Mission Possible Partnership (MPP) ist eine Koalition aus der Energy Transitions Com-

mission, dem Rocky Mountain Institute, der We Mean Business Coalition und dem Weltwirtschafts-

forum und soll die Dekarbonisierung von Industrien beschleunigen. Mehr Informationen auf der 

Website.

25 Jörn Richstein und Karsten Neuhoff (2022): Carbon contracts-for-difference: How to de-risk 

 innovative investments for a low-carbon industry. iScience, 25(8) (online verfügbar).

Das sichert wiederum die Erlösströme für die Unternehmen 
und fördert notwendige Investitionen.26

Im Rahmen der internationalen Klimazusammenarbeit stellt 
sich die Frage, ob CO2-Differenzverträge ebenfalls Trans-
formationskosten finanzieren und Risiken mindern kön-
nen und somit auch einen Rahmen für privatwirtschaftli-
che Investitionen in die Dekarbonisierung von Industrien 
in Schwellenländern schaffen können. Dies würde Geber- 
und Empfängerländern ermöglichen, die industrielle Trans-
formation gemeinsam zu gestalten (Abbildung 3).

Die Expertenbefragungen haben ergeben, dass im interna-
tionalen Kontext insbesondere die hohen Finanzierungs-
kosten auf den heimischen Kapitalmärkten und Wechsel-
kursrisiken bei der Nutzung internationaler Kapitalmärkte 
zu berücksichtigen sind. Eine Ausgestaltung des CO2-Diffe-
renzvertrages, bei dem Teile der Absicherung von Mehrkos-
ten zum Beispiel in Euro erfolgen, würde Wechselkursrisi-
ken beim Finanzmarktzugang vermeiden und könnte somit 
die zu deckenden Mehrkosten reduzieren.

Frühere Forschungen im Rahmen des SNAPFI-Pro-
jekts27 argumentieren, dass nationale politische Maßnah-
men und nicht internationale Unterstützung oder Druck 
die Geschwindigkeit der Dekarbonisierungspfade von 
Schwellenländern bestimmen.28 Es gilt also, internationale 

26 DIW Glossar, Differenzverträge (Contracts for Difference) (online verfügbar).

27 Mehr zum Projekt „Strengthen national climate policy implementation: Comparative empirical 

learning & creating linkage to climate finance – SNAPFI“ (online verfügbar).

28 Tamiksha Singh et al. (2020): Transitioning India’s steel and cement industries to low carbon 

pathways (SNAPFI Country Study) (online verfügbar).

Abbildung 2

Tatsächliche Klimafinanzierung 2011 bis 2020 und künftige 
Bedarfe für das Erreichen eines 1,5-Grad-Korridors
In Milliarden Dollar
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Quelle: Climate Policy Initiative.

Anmerkung: Die Angaben in der Abbildung beziehen sich auf die gesamten Summen der Klimafinanzierung, nicht auf 
die versprochenen 100 Milliarden US-Dollar pro Jahr Unterstützung der Entwicklungsländer laut Pariser Abkommen.
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Die Lücke zwischen tatsächlicher Klimafinanzierung und dem eigentlichen Bedarf ist 
immens.

https://doi.org/10.1016/j.ecolecon.2021.107168
https://missionpossiblepartnership.org/
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S2589004222009725?via%3Dihub
https://www.diw.de/de/diw_01.c.670596.de/differenzvertraege__contracts_for_difference.html
http://www.diw.de/snapfi_en
https://www.diw.de/documents/dokumentenarchiv/17/diw_01.c.794597.de/cs-ndc_tracking_india_jul_2020.pdf
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Zwischenstaatliche Zusammenarbeit: 
Internationale CO2-Differenzverträge gemeinsam 
mit Geber- und Empfängerland realisieren

Geber müssten die finanziellen Mittel bereitstellen und die 
Regierungen der Empfängerländer ihrerseits eine Kofinan-
zierung bieten sowie dafür sorgen, dass weitere Politikin-
strumente für die Unterstützung der sektorweiten Transfor-
mation eingeführt werden. Letztere können beispielsweise 
die Lücken zwischen Bedarf- und Angebotsseite von grünem 
Stahl decken (etwa durch nachhaltige öffentliche Beschaf-
fungsstandards) oder Standards für die Stahlproduktions-
prozesse setzen.29

Die Experteninterviews haben ergeben, dass es vor allem hin-
sichtlich des gegenseitigen Vertrauens Defizite im Bereich 
der internationalen Klimafinanzierung gibt, die auch im 
Rahmen der CO2-Differenzverträge adressiert werden soll-
ten. Dies bezieht sich auf die Erwartungshaltung seitens der 
Geberländer, dass Partnerregierungen ihren Abmachungen 
der Kofinanzierung und der Einführung von Politikinstru-
menten zur Transition nachkommen. Auf Seite der Emp-
fänger wird hauptsächlich befürchtet, dass negative Auswir-
kungen wie Schulden oder Währungswechselnachteile durch 
bestimmte Finanzierungskonditionen entstehen. Durch kon-
krete gegenseitige vertragliche Verpflichtungen zu Zahlun-
gen und Einsparungen innerhalb eines CO2-Differenzver-
trages könnten einige der Bedenken ausgeräumt werden.

Eine weitere Lösung für solche Probleme und um die Koope-
ration zu verbessern, könnte in politischen Dialogen zwi-
schen Gebern und Empfängern liegen, in denen die funda-
mentale Frage geklärt wird, ob und unter welchen Bedin-
gungen eine internationale Einmischung in nationale 
Politikprozesse legitim ist. Neu im Vergleich zu bestehen-
den Dialogen wäre ein politischer Dialogprozess, der unter 
den Charakteristika der globalen Klimagemeinschaftsgü-
ter organisiert würde: Es kann letztlich eine vertrauensbil-
dende Maßnahme sein, wenn auch die Geberländer ihre poli-
tischen Maßnahmen in den Bereichen Klima und Energie 
für einen gegenseitigen Bewertungsprozess öffnen, wie es 
etwa im Rahmen von OECD-Peer-Review-Prozessen in Sek-
toren wie Bildung gemacht wird.30 Weiterhin könnte über 
solche Prozesse deutlich gemacht werden, wie Geber- und 
Empfängerländer entsprechend ihrer gemeinsamen, aber 
differenzierten Verantwortung stehen. Darüber ließe sich 
die Legitimität schaffen, um letztlich über Politik und Refor-
men sprechen zu können, denn sowohl Politikprogramme 
der Geber- als auch der Empfängerländer sind für das glo-
bale Klima entscheidend.

29 Singh et al. (2020), a.a.O. 

30 OECD-Peer-Review-Prozesse sind beschrieben als “… the systematic examination and assess-

ment of the performance of a state by other states, with the ultimate goal of helping the reviewed 

state improve its policy making, adopt best practices and comply with established standards and 

principles.” In Fabricio Pagani (2002). Peer review as a tool for co-operation and change: An analy-

sis of an OECD working method. African Security Review, 11(4).

CO2-Differenzverträge nicht als eigenständiges Instrument 
zu verhandeln, sondern als einen Aspekt im Rahmen einer 
Klimakooperation gemeinsam zu entwickeln. Dabei müs-
sen gleichzeitig auch die weiteren Rahmenbedingungen für 
eine erfolgreiche Transition zur Klimaneutralität definiert 
werden – zum Beispiel, wie das Wechselkursrisiko effektiv 
gemindert werden kann. Auch sollte vermieden werden, 
dass die internationale Förderung der Transition eines Lan-
des zur Klimaneutralität abnimmt, wenn es plötzlich CO2-
Preise einführt. Die Kosteneinsparungen, die bei CO2-Dif-
ferenzverträgen entstehen, sollten eher für weitere Transi-
tionsmaßnahmen in dem Land genutzt werden.

Insgesamt sind CO2-Differenzverträge auch im internatio-
nalen Kontext, also zwischen Geber- und Schwellen- oder 
Entwicklungsländern, ein vielversprechendes Instrument, 
um den Bedarf an (zusätzlicher) Finanzierung für die Trans-
formation von Industriesektoren wie der Stahlindustrie zu 
decken. Indem sie das kommerzielle Risiko eines grünen 
Stahlwerks im Vergleich zur Investition in eine konventi-
onelle Anlage effektiv abdecken, reduzieren sie das Risiko 
eines solchen Programms erheblich. Die Einführung inter-
nationaler CO2-Differenzverträge hat eine Reihe weiterer 
Implikationen, die wir im Folgenden diskutieren.

Abbildung 3

Struktur internationaler CO2-Differenzverträge
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Quelle: Eigene Darstellung.
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Wenn lokale Regierung und internationale Geber gemeinsam in das CCfD-Programm 
investieren, werden Eigenverantwortung und Anreize zur Kostensenkung im Produk-
tionsland geschaffen.
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Fazit: Kooperation auf Augenhöhe – 
Rahmenbedingungen schaffen mit 
Differenzverträgen absichern.

Die aktuellen Vorschläge zur internationalen Klimakoope-
ration zeigen, dass die Bedeutung einer guten Zusammen-
arbeit mit Schwellenländern zur Industriedekarbonisierung 
erkannt wurde. Allerdings besteht noch Klärungsbedarf zu 
den konkreten Instrumenten zur Unterstützung der Tran-
sition und den grenzübergreifenden Bedingungen für eine 
erfolgreiche Kooperation.

Kritisch ist das bisherige Ziel zu sehen, durch die Ausgestal-
tung des CO2-Grenzausgleichsmechanismus der EU Dritt-
staaten dazu zu bewegen, Emissionen zu mindern und 
CO2-Preise einzuführen. Die einseitige Einführung wider-
spricht den Prinzipien einer wirksamen Klimakooperation. 
Zugleich werden Anreize zur Emissionsminderung in der 
EU geschwächt. Beide Nachteile könnten vermieden werden 
mit einem pauschalisierten Ansatz wie einem Klimabeitrag 
als Ergänzung zum Emissionshandel. So wird die Transi-
tion zur Klimaneutraltät in Europa unterstützt, ohne dass 
dabei zugleich Anreize für Politik oder Wirtschaft in Dritt-
staaten Anreizen ausgesetzt wird. 

Für die internationale Zusammenarbeit können andere In -
strumente wirkungsvoller sein. Zum Beispiel könnten inter-
nationale CO2-Differenzverträge Teile der Mehrkosten für die 
Dekarbonisierung von Prozessen in der Grundstoffproduk-
tion decken. Damit dies erfolgreich gelingt, sind neue For-
men des politischen Dialogs, Vertrauen, ein gemeinsames 
Verständnis von Industriepolitik sowie eine grenzübergrei-
fende Institutionalisierung notwendig.

Dadurch, dass insbesondere der Einsatz von CO2-Differenz-
verträgen zur Unterstützung der Dekarbonisierung der 
Stahl industrie in Schwellenländern auch Eigenleistungen 
von den Partnerregierungen verlangt, ist ein politisch behut-
sames Vorgehen vonnöten. Ein Instrument, das dafür Ver-
trauen und politische Legitimität schafft, könnten gegensei-
tige Bewertungsprozesse der jeweiligen Politikprogramme 
von Geber- und Empfängerländer sein. OECD-Peer-Review-
Prozesse in Sektoren wie beispielsweise der Bildung kön-
nen hierfür als Beispiel dienen. Einen weiteren geeigneten 
Rahmen für solche internationalen Politikdialoge können 
dann auch die von der Bundesregierung geplanten Klima-
partnerschaften darstellen. Dies insbesondere, da sie eine 
fokussierte, und über die Zeit intensivere, Zusammenarbeit 
mit Partnerregierungen erlauben.

JEL: Q40, Q41, Q42, Q48, F3, F63, F65

Keywords: climate policy; international climate finance; cooperation; 

decarbonisation
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